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Geſetz-Sammlung 


fuͤr die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 45. 


(Jr. 3663.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 27. Oktober 1852., betreffend die Bewilligung der 
fiskaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee 
von Schubin nach Nakel durch den Schubiner Kreis. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Chauſſee von Schubin nach Nakel durch den Schubiner Kreis genehmigt habe, 
beſtimme Ich hierdurch, daß auf dieſe Straße das Expropriationsrecht fuͤr die 
zur Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke und das Recht zur Entnahme der 
Chauſſee-Neubau- und Unterhaltungs-Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die 
Staats⸗Chauſſeen geltenden Beſtimmungen, Anwendung finden ſoll. Zugleich 
verleihe Ich dem gedachten Kreiſe das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes 
auf dieſer Chauſſee nach dem für die Staats⸗Chauſſeen geltenden jedesmaligen 
Chauſſeegeld-Tarife, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen 
über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen, die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen 
Vorſchriften. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. 
angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen für die in 
Rede ſtehende Straße Guͤltigkeit haben. ) 


Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zur offentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Sansſouci, den 27. Oktober 1852. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fir Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


Jahrgang 1852, (Nr. 36633664.) 90 (Fr. 3664.) 
Ausgegeben zu Berlin den 27. November 1852. 


(Nr. 3664.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 27. Oktober 1852., betreffend die Verleihung der fig- 
kaliſchen Vorrechte in Bezug auf den Bau und die Unterhaltung einer 
Gemeinde- Chauffee von Lechenich über Kerpen und Bergheim bis zur 
Coͤln⸗Venloer Bezirksſtraße. . 


Massen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Gemeinde⸗Chauſſee von Lechenich Aber Kerpen und Bergheim bis zur Coln— 
Venloer Bezirksſtraße genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß auf dieſe 
Straße das Expropriationsrecht für die zur Chauſſee erforderlichen Grundſtüͤcke 
und das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs-Materialien, 
nach Maaßgabe der fuͤr die Staats-Chauſſeen geltenden Beſtimmungen, An— 
wendung finden ſollen. Zugleich will Ich den betheiligten Gemeinden gegen 
Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung dieſer Straße das Recht 
zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach dem fuͤr die Staats-Chauſſeen geltenden 
jedesmaligen Chauſſeegeld-Tarife, einſchließlich der in demſelben enthaltenen 
Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung be⸗ 
treffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗ 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauffee- 
polizei-Vergehen für die in Rede ſtehende Chauſſee Gültigkeit haben. 


i Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Sansſouei, den 27. Oktober 1852. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr, 3668.) 
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(Nr. 3665.) Bekanntmachung über die unterm 11. Oktober 1852. erfolgte Beſtaͤtigung des 
Statuts der Aktiengeſellſchaft fuͤr den Freiburg-Bolkenhainer Chauſſeebau. 
Vom 5. November 1852. 


Des Könige Majeſtaͤt haben das unterm 9. Februar 1852. vollzogene 
Statut der Aktiengeſellſchaft für den Freiburg-Bolkenhainer Chauſſeebau 
mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 11. Oktober d. J. zu beſtaͤtigen geruhet, 
was nach Vorſchrift des §. 3. des Geſetzes über Aktiengeſellſchaften vom 
9. November 1843. mit dem Bemerken bekannt gemacht wird, daß die Statuten 
mit der Beſtaͤtigungs-Urkunde durch das Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung 
zu Liegnitz zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden. 5 


Berlin, den 5. November 1852. 
Der Miniſter für Handel, Der Der 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. Juſtizminiſter. Finanzminiſter. 


In Vertretung: 


v. Pommer-Eſche. Simons. v. Bodelſchwingh. 


(Nr. 3665-3665.) Un" (Nr. 3666.) 


(Nr. 3666.) Privilegium wegen Aus gabe von 1,600,000 Thaler Prioritäts- Obligationen 
der Aachen⸗Duͤſſeldorfer Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 8. November 1852. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem die auf Grund des mit der Aachen-Duͤſſeldorfer Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft unterm 29. September 1849. abgeſchloſſenen Vertrages (Geſetz— 
Sammlung fuͤr 1850. Seite 151. ff.) und Unſeres Erlaſſes vom 4. Maͤrz 
1850. (Geſetz-Sammlung fuͤr 1850. Seite 162.) zur Verwaltung und zum 
Betriebe des Aachen-Duͤſſeldorfer Eiſenbahn-Unternehmens eingeſetzte Direktion, 
im Einverſtaͤndniſſe mit der in Folge jenes Vertrages von Seiten der Gefell- 
ſchaft beſtellten Deputation, darauf angetragen hat, behufs vollſtaͤndiger Aus— 
fuͤhrung und Ausruͤſtung der Bahn das Anlage-Kapital fuͤr das gedachte Un⸗ 
ternehmen durch Ausgabe auf den Inhaber lautender und mit Zinsſcheinen 
verſehener Prioritaͤts-Obligationen zu erhöhen, und Wir zu dieſer Erhöhung 
des Anlagekapitals um den Betrag von 1,600,000 Rthlr. Unſere Zuſtimmung 
gewährt haben, ertheilen Wir in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 
1833. (Geſetz-Sammlung fuͤr 1833. Seite 75.) durch gegenwaͤrtiges Privile⸗ 
gium Unſere landesherrliche Genehmigung zur Emiſſion der oben erwähnten 
Prioritaͤts-Obligationen der Aachen-Duͤſſeldorfer Eiſenbahngeſellſchaft unter 
nachſtehenden Bedingungen: 


H. 1. 


Der Betrag der zu emittirenden Prioritaͤts-Obligationen iſt Eine Million 
ſechsmalhundert taufend Thaler. 


Neid 


Die Obligationen, auf deren Ruͤckſeite dieſes Privilegium abgedruckt wird, 

werden jede zu zweihundert Thaler Kurant in fortlaufenden Nummern von 

1 bis 8000 nach dem sub A. beiliegenden Schema ausgefertigt und von zwei 

E Mitgliedern der Direktion der Aachen-Düffeldorf-Ruhrorter Eiſenbahn und dem 
Rendanten der Direktions-Kaſſe unterzeichnet. 


H. 3. 


Die Obligationen werden jaͤhrlich mit vier Prozent verzinſt. Die Zinſen 
werden in halbjaͤhrlichen Raten postnumerando in der Zeit vom 2. bis 31. 
Januar und vom 1. bis 31. Juli eines jeden Jahres bei der Hauptkaſſe der 
Direktion der Aachen-Duͤſſeldorf-Ruhrorter Eiſenbahn, ſo wie außerdem zu 
Berlin und Coͤln bei denjenigen Kaſſen oder Geldinſtituten, welche zu dieſem 
Zwecke beſtimmt und von der Direktion bezeichnet werden, gezahlt. de Zins⸗ 
5 upons 


zunaͤchſt für fünf Jahre ausgegeben und nach Ablauf dieſer Zeit erneuert. 

Die Ausreichung der neuen Kupons erfolgt an den Vorzeiger des mit 
den erſten Kupons ausgegebenen Talons, ſofern nicht dagegen von dem In⸗ 
haber der Obligation bei der Direktion rechtzeitig ſchriftlicher Widerſpruch 
erhoben worden iſt. Im Falle eines ſolchen Widerſpruchs erfolgt die Aus— 
reichung an den Inhaber der Obligation. i 


H. 4. 


Die Anſpruͤche auf Zinsverguͤtung erloͤſchen und die Zinskupons werden 
unguͤltig und werthlos, wenn dieſe nicht binnen vier Jahren nach der Verfall— 
zeit zur Zahlung praͤſentirt werden. 


Ve werden nach dem sub B. anliegenden Schema mit den Obligationen 


H. 3. 


Die Verzinſung der Obligationen hört an dem Tage auf, an welchem 
dieſelben zur Rückzahlung fällig find. Wird dieſe in Empfang genommen, ſo 
müffen zugleich die ausgereichten Zinskupons, welche ſpaͤter als an jenem Tage 
verfallen, mit den faͤlligen Obligationen eingeliefert werden; geſchieht dies nicht, 
ſo wird der Betrag der fehlenden Zinskupons von dem Kapital einbehalten 
und zur Einloͤſung dieſer Kupons verwendet. 


H. 6. 


Zur allmaͤligen Tilgung der Schuld wird alljaͤhrlich vom Jahre 1854. 
an mindeſtens ein Vote Prozent von dem Kapitalbetrage der emittirten Obli— 
gationen nebſt den erſparten Zinſen von den amortiſirten Obligationen ver⸗ 
wendet. Die Beſtimmung der jaͤhrlich zur Tilgung kommenden Obligationen 
geſchieht durch Auslooſung Seitens der Direktion mit Zuziehung eines das 
Protokoll führenden Notarius im Juli jeden Jahres (zuerſt alt im Juli 1854.) 
in einem vierzehn Tage zuvor einmal öffentlich befannt gemachten Termine, zu 
welchem Jedermann der Zutritt freiſteht. m 
Die Bekanntmachung der Nummern der ausgelooſten Obligationen er⸗ 
folgt durch dreimalige Einruͤckung in die §. 10. genannten öffentlichen Blätter; 
die erſte Einruͤckung muß mindeſtens vier Wochen vor dem beſtimmten Zah— 
lungstermine erfolgen. 5 WT 
Die Auszahlung des Nennwerthes der ausgelooſten Obligationen ge: 
ſchieht gegen deren Aushaͤndigung an die Inhaber bei den im H. 3. bezeichneten 
Kaſſen im Januar des naͤchſtfolgenden Jahres (zuerſt alſo im Januar 1855.). 
Die im Wege des Tilgungsverfahrens eingelöften Obligationen werden unter 
Beobachtung der oben wegen der Auslooſung vorgeſchriebenen Formen ver⸗ 
brannt. Der Direktion bleibt das Recht vorbehalten, mit Genehmigung Unſeres 
Miniſters für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten und Unſeres Finanz⸗ 
miniſters ſowohl den Amortiſationsfonds zu verſtaͤrken und dadurch die Tilgung 
der Obligationen zu beſchleunigen, als auch ſaͤmmtliche Obligationen dur die 
(Nr. 3006.) öffent: 
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oͤffentlichen Blaͤtter mit ſechsmonatlicher Friſt zu kuͤndigen und durch Zahlung 
des Nennwerthes einzuloͤſen. 

Die Obligationen, deren Einlöfung im Wege der Kündigung erfolgt, 
koͤnnen anderweit wieder ausgegeben werden. 


& 7. 


Die Nummern der zur Rückzahlung fälligen, aber nicht zur Einloͤſung 
vorgezeigten Obligationen werden in dem Zeitraum von zehn Jahren, von dem 
Faͤlligkeitstermine an gerechnet, jährlich einmal von der Direktion behufs der 
Empfangnahme der Zahlung oͤffentlich aufgerufen. Die Obligationen, welche 
nicht innerhalb Eines Jahres nach dem legten öffentlichen Aufrufe zur Einloͤſung 
vorgezeigt worden, ſind werthlos und werden als ſolche von der Direktion dem⸗ 
naͤchſt oͤffentlich bekannt gemacht. Die Geſellſchaft hat wegen ſolcher Ohli⸗ 

ationen keine Verpflichtung mehr; doch kann deren gaͤnzliche oder theilweiſe 
Bezahlung vermoͤge eines Beſchluſſes der Direktion aus Billigkeitsruͤckſichten 
gewaͤhrt werden. 


H. 8. 
Zur Sicherung der Verzinſung und Tilgung der Schuld wird feſtgeſetzt: 


a) Die vorgeſchriebene Verzinſung und Tilgung der Obligationen geht der 
Zahlung von Zinſen und Dividenden an die Aktionaire der Geſellſchaft 
aus dem Reinertrage vor; 


b) bis zur Tilgung der Obligationen duͤrfen Seitens der Geſellſchaft keine 
zur Eiſenbahn und zu den Bahnhöfen erforderlichen Grundſtuͤcke verkauft 
werden; dies bezieht ſich jedoch nicht auf die außerhalb der Bahn und 
der Bahnhöfe befindlichen Grundſtuͤcke, auch nicht auf ſolche, welche 
innerhalb der Bahnhoͤfe etwa an den Staat oder an die Gemeinden 
zur Errichtung von Poſt⸗, Telegraphen⸗, Polizei- oder ſteuerlichen Ein⸗ 
richtungen, oder welche zu Packhoͤfen oder Waaren⸗Niederlagen abge: 
treten werden moͤchten; 


c) die Geſellſchaft darf weder Aktien kreiren, noch neue Darlehne aufnehmen, 
es ſei denn, daß fuͤr die auf Grund des gegenwaͤrtigen Privilegiums 
1 d Ne Obligationen das Vorzugsrecht ausdrücklich Worb ede 
wuͤrde; 


d) zur Sicherheit der Inhaber der Obligationen fuͤr Kapital und Zinſen iſt 
— geſammte bewegliche und unbewegliche Vermoͤgen der Geſellſchaft 
verhaftet. 


H. 9. 


Angeblich vernichtete oder verlorene Obligationen und Zinskupons werden 
nach dem in Artikel 17. des Statuts der Aachen-Duͤſſeldorfer ee 
ſell⸗ 
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ſellſchaft (Geſetz- Sammlung für 1846. Seite 410.) vorgeſchriebenen Verfahren 
für nichtig erflärt und demnächſt erſetz. ) vorgeſchrie fab 
1 


$. 10. 


Die in dieſem Privilegium vorgeſchriebenen oͤffentlichen Bekanntmachun⸗ 
gen muͤſſen in den Preußiſchen Staats-Anzeiger, in die Berliner Voſſiſche, 
die Coͤlniſche, die Aachener und die Duͤſſeldorfer Zeitung eingeruͤckt werden. 

Sollte eins dieſer Blaͤtter eingehen, ſo genuͤgt die Bekanntmachung in 
den vier andern bis zur anderweitigen, mit Genehmigung Unſeres Miniſters 
fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten zu treffenden Beſtimmung; ſie 
muß aber unter allen Umſtaͤnden jederzeit in einer der zu Berlin erſcheinenden 
Zeitungen erfolgen. 


Zur Urkunde dieſes haben Wir das gegenwaͤrtige landesherrliche Pri— 
vilegium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und unter Unſerm Königlichen In⸗ 
ſiegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen 
in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung von Seiten des Staates 
zu geben oder Rechten Dritter zu praͤjudiziren. 


Gegeben Sansſouei, den 8. November 1852. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


(Nr. 3666.) A. 


Aachen-Düſſeldorfer Eiſenbahn-Obligation 
. uͤber 200 Rthlr. 


Inhaber dieſer Obligation N .... .... hat einen Antheil von Zwei 
Hundert Thalern Preussisch Courant an der mit Allerhöchfter Genehmi— 
gung und nach den Beſtimmungen des umſtehenden Privilegiums gemachten 
Anleihe der Aachen-Duͤſſeldorfer Eiſenbahngeſellſchaft. 

Die Zinſen mit vier Prozent fuͤr das Jahr ſind gegen die vom 2. bis 
31. Januar und vom 1. bis 31. Juli jeden Jahres zahlbaren halbjährigen 
Zinskupons zu erheben. 


Aachen, den . ten 18. 
Königliche Direktion der Aachen⸗Düſſeldorf⸗Ruhrorter Eiſenbahn. 
(Unterſchriften.) 


Der Rendant 
(Unterfchrift.) 
(Eingetragen im 
Obligationsbuch Fol.. ..) 


Mit dieſer Obligation ſind fuͤr den Zeitraum von fuͤnf Jahren, vom 1. Juli 1852. 
an gerechnet, zehn halbjaͤhrige Zinskupons „ 1. bis 10. ausgegeben, von welchen der letzte 
den im $. 2. beſtimmten Vermerk enthält. ö 


Zins-Kupon 1. 
zur 
Aachen-Düſſeldorfer Eiſenbahn-Obligation 
. 


Vier Thaler Preussisch Courant hat Inhaber dieſes vom 
Jade cv ab zu Aachen oder zu Berlin zu erheben. 

Dieſer Zinskupon wird unguͤltig und werthlos, wenn er nicht binnen 
vier Jahren nach der Verfallzeit zur Zahlung praͤſentirt wird. 


Men, den TE 102. 
Königliche Direktion der Aachen-Düſſeldorf-Ruhrorter Eiſenbahn. 
(Unterfchriften.) 


„Eingetragen in der 
Zins⸗Kontrolle Fol.. 3 


r 


Inhaber empfängt am 2. Juli 18.. gegen dieſe Anweiſung gemäß 
K. 3. des Privilegiums an den durch Öffentliche Bekanntmachung bezeichneten 
Stellen die 2te Serie der Zinskupons zur Prioritaͤts-Obligation Ae... 


SO Dan Mr de 18, 
Königliche Direktion der Aachen-Düſſeldorf⸗Ruhrorter Eiſenbahn. 
(Facsimile.) Ausgefertigt: 


Jahrgang 1852. (Nr. 3666--3667,) 97 (Nr. 3667.) 


(Nr. 3667.) Statut des Verbandes der Wieſenbeſitzer in der Gemeinde Salm, Kreifes 
Daun, Regierungsbezirks Trier. Vom 8. November 1852. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ıc. 


verordnen, Behufs Verbeſſerung der auf dem Banne der Gemeinde Salm im 
Diſtrikte Salmer Wieſen gelegenen, in dem Kataſterauszuge de dato Gerol— 
ſtein den 20. Januar 1852. und der dazu gehörigen Karte des Kataſtergehuͤl— 
fen Simon zu Trier verzeichneten Grundſtuͤcke nach Anhoͤrung der Betheiligten, 
dem Antrage der Mehrzahl derſelben entſprechend, auf Grund des Geſetzes 
vom 28. Februar 1843. ap, 56. 57. (Geſetz-Sammlung vom Jahre 1843. 
Seite 51.) was folgt: 


H. 1. 


Die Beſitzer der vorgedachten Grundſtuͤcke werden zu einem Wieſenver— 
bande vereinigt, um den Ertrag ihrer Grundſtuͤcke durch Ent- und Bewaͤſſe⸗ 
rung zu verbeſſern. 


Der Verband hat ſein Domizil bei ſeinem jedesmaligen Vorſteher. 


$. 2. 


Die Haupt: Be- und Entwaͤſſerungsgraͤben, die Wehre und Schuͤtzen, 
die Bachregulirungen, überhaupt alle zur vortheilhaften Berieſelung der Ver— 
bandswieſen erforderlichen Anlagen werden auf gemeinſchaftliche Koſten des 
Verbandes gemacht und unterhalten, nach einem Plan, welcher durch den beftell- 
er SEN, anzufertigen und in Streitfaͤllen von der Regierung feſt— 
zuſtellen iſt. 


Die Beſaamung, der Umbau und die ſonſtige Unterhaltung der einzelnen 
Wieſenparzellen durch Planirung, Düngung ꝛc. bleibt den Eigenthuͤmern über- 
laſſen, jedoch find dieſelben gehalten, dabei den Anordnungen des Wieſenvor— 
ſtehers im Intereſſe der ganzen Anlage Folge zu leiſten; auch Fünnen fie die 
Ausfuͤhrung der ihnen obliegenden Arbeiten dem Wieſenwaͤrter des Verbandes 
fuͤr ihre Rechnung uͤbertragen. 


H. 3 * 


Die Beitraͤge zur Anlegung und Unterhaltung der gemeinſchaftlichen An— 

a werden von den Genoffen nach Verhaͤltniß ihrer betheiligten Flächen auf- 
gebracht. 

Der 
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Der Buͤrgermeiſter ſetzt die Hebeliſten auf Antrag des Wieſenvorſtehers 
feſt und laßt die Beiträge von den Saͤumigen durch adminiſtrative Exekution 
zur Kommunalkaſſe einziehen. 0 


Die Anlagen werden in der Regel in Tagelohn ausgeführt unter Lei⸗ 
tung eines Wieſenbaumeiſters; wo es indeß zweckmaͤßig iſt, ſollen die Arbeiten 
nach Beſtimmung des Vorſtandes an den Mindeſtfordernden verdungen werden. 


Ausnahmsweiſe kann der Vorſtand auch die Anlagen durch Natural⸗ 
leiftung der Eigenthuͤmer ausführen laſſen. In ſolchen Fallen iſt der Wieſen⸗ 
vorſteher befugt, die nicht rechtzeitig oder nicht gehoͤrig ausgefuͤhrten Arbeiten 
nach einmaliger vergeblicher Erinnerung auf Koſten des Saͤumigen machen und 
die Koſten von demſelben durch Exekution beitreiben zu laſſen. Eben dazu iſt 
der Wieſenvorſteher befugt bei Arbeiten, welche den einzelnen Genoſſen für ihre 
ei, obliegen und im Intereſſe der ganzen Anlage nicht unterbleiben 

uͤrfen. 


H. 4. 


Die Anlegung der noͤthigen Graͤben, Wehre ꝛc. muß jeder Wiefengenoffe 
ohne Weiteres geſtatten und den dazu erforderlichen Grund und Boden in der 
Regel unentgeltlich hergeben. Soweit ihm der Werth nicht durch das an den 
Dammdoſſirungen und Uferraͤndern wachſende Gras oder andere zufaͤllige Vor— 
theile erſetzt werden ſollte, iſt Entſchaͤdigung zu gewaͤhren. Streitigkeiten hieruͤber 
werden, mit Ausſchluß des Rechtsweges, ſchiedsrichterlich entſchieden (efr. $. 9.). 


Die Erwerbung von Terrain, welches nicht Mitgliedern des Wieſenver— 
bandes gehoͤrt, erfolgt nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 28. Februar 1843. 


H. D 


Die Angelegenheiten des Wieſenverbandes werden geleitet von einem 
Wieſenvorſteher und drei Wiefenfchöffen, welche zuſammen den Vorſtand bilden. 
Dieſelben bekleiden ein Ehrenamt. Als Erſatz für baare Auslagen und 
Verſäumniß erhält jedoch der Wieſenvorſteher jährlich pro Morgen eine von 
der Verſammlung der Wieſengenoſſen zu beſchließende Verguͤtung. 


H. 6. 

Die Mitglieder des Vorſtandes werden von den Wieſengenoſſen aus 
ihrer Mitte auf drei Jahre gewaͤhlt, nebſt zwei Stellvertretern fuͤr die Wie— 
ſenſchoͤffen. 

Bei der Wahl hat jeder Wieſengenoſſe Eine Stimme; wer mehr als 
zwei Morgen im Verbande beſitzt, hat zwei Stimmen, wer vier Morgen be⸗ 
ſitzt, drei Stimmen und ſo fort fuͤr je zwei Morgen mehr, Eine Stimme mehr. 

(r. 8607.) SS"? Der 
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Der Bürgermeifter beruft die Wahlverſammlung und führt den Vorſitz 
in derſelben. Er verpflichtet die Gewählten durch Handſchlag an Eides Statt. 


Minderjaͤhrige und moraliſche Perſonen koͤnnen durch ihre geſetzlichen 
Vertreter, Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner mitſtimmen. 


Waͤhlbar iſt derjenige, welcher mindeſtens Einen Morgen Wieſe im Ver⸗ 
bande beſitzt und den Vollbeſitz der buͤrgerlichen Rechte nicht durch rechtskraͤf⸗ 
tiges Erkenntniß verloren hat. 


Im Uebrigen ſind bei der Wahl die Vorſchriften fuͤr Gemeindewahlen 
zu beobachten. 


Zur Legitimation des Vorſtandes dient das vom Buͤrgermeiſter befchei- 
nigte Wahlprotokoll. . 


K. T. 


Der Wieſenvorſteher iſt die ausfuͤhrende Verwaltungsbehoͤrde des Ver— 
bandes und vertritt denſelben anderen Perſonen und Behörden gegenuͤber. Er 
hat insbeſondere 


a) die Ausfuͤhrung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach dem feſtgeſtellten 
Bewaͤſſerungsplane mit Huͤlfe des vom Vorſtande erwaͤhlten Wieſen⸗ 
baumeiſters zu veranlaſſen und dieſelbe zu beaufſichtigen; 

b) die Beiträge auszuſchreiben, die Zahlungen auf die Kaffe anzuweiſen und 

die Kaffenverwaltung zu revidiren; 

c) die Voranſchlaͤge und Jahresrechnungen den Wieſenſchoͤffen zur Feſt⸗ 

f ſtellung und Abnahme vorzulegen; N 

d) den Wieſenwaͤrter und die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen 
und die halbjaͤhrige Grabenſchau im April und November mit den Wie⸗ 
ſenſchoͤffen abzuhalten; 

e) den Schriftwechſel für, den Wieſenverband zu fuͤhren und die Urkunden 
deffelben zu unterzeichnen; zur Abſchließung von Verträgen iſt die Zu— 
ſtimmung der Wieſenſchoͤffen noͤthig; 

1) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung 
dieſes Statuts und der beſonders dazu erlaſſenen Reglements bis zur 
Hoͤhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Kaſſe einzuziehen. 


In Behinderungsfaͤllen laͤßt ſich der Wieſenvorſteher durch einen 
Wieſenſchoͤffen vertreten. 


§. 8. 
Zur Bewachung und Bedienung der Wieſen ſtellt der Vorſtand einen 


Wieſenwaͤrter auf dreimonatliche Kuͤndigung an, deſſen Lohn die 2 
amm⸗ 
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ſammlung der Genoſſen bei der Wahl des Vorſtandes ein- für allemal be 
ſtimmt. Die Wahl des Wieſenwaͤrters unterliegt der Beſtaͤtigung des Land⸗ 
rathes. Der Wieſenwaͤrter iſt allein befugt zu waͤſſern, und muß ſo waͤſſern, 
daß alle Parzellen den verhaͤltnißmaͤßigen Antheil am Waſſer erhalten. Kein 
Eigenthuͤmer darf die Schleuſen Öffnen oder zuſetzen oder überhaupt die Be⸗ 
waͤſſerungs-Anlage eigenmächtig verändern, bei Vermeidung einer Konventional⸗ 
ſtrafe von zwei Thalern fuͤr jeden Kontraventionsfall. 


Der Wieſenwaͤrter wird als Feldhuͤter vereidigt; er muß den Anwei— 
ſungen des Wieſenvorſtehers puͤnktlich Folge leiſten und kann von demſelben mit 
Verweis und Geldbuße bis zu Einem Thaler beſtraft werden. 


H. 9. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes uͤber das 
Eigenthum von Grundſtuͤcken, uͤber die Zuſtaͤndigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten und über beſondere, auf ſpe⸗ 
ziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Partheien ent— 
ſtehen, gehoͤren zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 


Dagegen werden nach erfolgter Feſtſtellung des Bewaͤſſerungs-Plans 
durch die Regierung (cht, H. 2.) alle anderen die gemeinſamen Angelegenheiten 
des Verbandes oder die vorgebliche Beeintraͤchtigung eines oder des anderen 
Genoſſen betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und ent— 
ſchieden. } 


Gegen die Geer, des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, bei dem Wieſenvorſteher angemeldet werden muß. 
e Rechtsmittel findet nicht Statt. Der unterliegende Theil traͤgt 
ie Koſten. 


„Das Schiedsgericht beſteht aus dem Buͤrgermeiſter und zwei Beiſitzern. 
Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter fuͤr jeden werden von der General-Ver⸗ 
ſammlung der Wieſengenoſſen auf drei Jahre eri Waͤhlbar iſt Jeder, 
der in der Gemeinde ſeines Wohnortes zu den oͤffentlichen Gemeinde-Aemtern 
waͤhlbar iſt, mindeſtens Einen Morgen Wieſe beſitzt und nicht Mitglied des 
Verbandes iſt. 


Wenn der Bürgermeifter ſelbſt Mitglied des Verbandes fein ſollte, fo 
muß der Landrath auf Antrag jedes Betheiligten einen andern unpartheiiſchen 
Vorſitzenden des Schiedsgerichts ernennen. Daſſelbe kann der Landrath thun, 
wenn ſonſtige Einwendungen gegen die Perſon des Buͤrgermeiſters von den 
Betheiligten erhoben werden, welche deſſen Unpartheilichkeit nach dem Ermeſſen 
des Landraths beeintraͤchtigen. 


(Nr. 3667.) $. 10, 
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Wegen der Waͤſſerungsordnung, der Grabenraͤumung, der Heuwerbung 
und der Hütung auf den Wieſen hat der Vorſtand die noͤthigen Beſtimmungen 
be und kann deren Uebertretung mit Ordnungsſtrafen bis drei Thaler 
bedrohen. 


H. 11. 


Der Wieſenverband iſt der Oberaufſicht des Staates unterworfen. 
Das Aufſichtsrecht wird von dem Kreislandrath, von der Königlichen 
Regierung in Trier als Landespolizeibehoͤrde und von dem Minifter für die 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten in dem Umfange und mit den Befugniſſen, 
welche den Aufſichtsbehoͤrden der Gemeinden zuſtehen, ausgeuͤbt. 
$. 12. 


Abaͤnderungen des vorſtehenden Statutes koͤnnen nur unter landesherr— 
licher Genehmigung erfolgen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige— 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Sansſouei, den 8. November 1852. 


(L S. Friedrich Wilhelm. 


Simons. von Weſtphalen. 


(Nr. 3668.) 
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(Nr. 3668.) Genehmigungs-Urkunde des Zuſatz-Artikels XX. zur Rheinſchiffahrts-Akte vom 
31. Maͤrz 1831. Vom 17. November 1851. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
Urkunden und bekennen hiermit: 
Nachdem die Rheinſchiffahrts-Central-Kommiſſion ſich in ihrer am 


8. September 1851. gehaltenen Sitzung anderweit über den nachfolgenden 
Zuſatz- Artikel XX. zur Rheinſchiffahrts-Akte vom 31. März 1831.: 
„Die durch den 59. Artikel der Konvention vom 31. Maͤrz 1831. 
feſtgeſetzte Ausnahme vom Lootſenzwange wird auf Segelſchiffe jeder 
Ladungsfaͤhigkeit ausgedehnt, welche unter Sechshundert Zentner 
Ladung enthalten.“ 


vereinigt hat, ſo wollen Wir, auf den Uns daruͤber gehaltenen Vortrag, den 
vorſtehenden Zuſatz- Artikel hierdurch genehmigen, auch Unſeren Behörden und 
Unterthanen, ſoweit es dieſe angeht, befehlen, ſich genau danach zu richten. 

x Zu mehrerer Beglaubigung haben Wir gegenwärtige, zur Niederlegung 
in das gemeinfchaftliche Archiv der Central-Kommiſſion beſtimmte Genehmigungs- 
Urkunde Allerhoͤchſteigenhaͤndig unterſchrieben und mit Unſerem Königlichen 
Inſiegel verſehen laſſen. 


So geſchehen und gegeben zu Potsdam, den 17. November 1851. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. 


Vorſtehende Genehmigungs⸗Urkunde iſt am 7. September 1852. in das 
zu Mainz befindliche Archiv der Central-Kommiſſion fuͤr die Rheinſchiffahrt 
niedergelegt worden. f 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 
— —— — 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
2 (Rudolph Decker. 
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